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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 1 KR 52/16 B 
 
L 4 KR 116/15 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 2 KR 714/10 (SG Hannover) 
 
 
 
………………………………………………………., 
 
 
 Klägerin und Beschwerdegegnerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
AOK - Die Gesundheitskasse für Niedersachsen, 
Hildesheimer Straße 273, 30519 Hannover, 
 
 Beklagte und Beschwerdeführerin. 
 

 

 

Der 1. Senat des Bundessozialgerichts hat am 11. August 2016 durch den 

Präsidenten   M a s u c h    sowie die Richter   Prof. Dr.  H a u c k    und   C o s e r i u     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Beklagten gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 24. Mai 2016 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beklagte trägt die Kosten des Beschwerdeverfahrens. 

 

Der Streitwert für das Beschwerdeverfahren wird auf 2391,43 Euro festgesetzt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin ist Trägerin eines zur Versorgung in der gesetzlichen Krankenversicherung Ver-

sicherter zugelassenen Krankenhauses. Sie berechnete für die Behandlung eines Versicherten 

der beklagten Krankenkasse vom 22. bis 26.2.2009 insgesamt 4429,97 Euro (Fallpau-

schale - Diagnosis Related Group - DRG <2009> M04A: Eingriffe am Hoden mit äußerst 

schweren CC). Die Beklagte zahlte die Rechnung, verrechnete später aber 2391,43 Euro mit 

einer anderen unstreitigen Forderung der Klägerin. Entsprechend dem Gutachten des Medi-

zinischen Dienstes der Krankenversicherung lasse sich aus den eingereichten Unterlagen die 

abgerechnete Fallpauschale nicht herleiten. Vielmehr sei die geringer vergütete Fallpauschale 

M04C (Eingriffe am Hoden ohne äußerst schwere CC, Alter > 2 Jahre) abzurechnen, weil als 

Nebendiagnose keine chronische Niereninsuffizienz, Stadium III (ICD-10-GM N18.83), sondern 

eine chronische Niereninsuffizienz, Stadium II (ICD-10-GM N18.82) bzw eine nicht näher be-

zeichnete Niereninsuffizienz (ICD-10-GM N19) zu kodieren gewesen sei. Das SG hat ein Sach-

verständigengutachten eingeholt und die Beklagte verurteilt, 2391,43 Euro nebst Zinsen ab 

18.11.2014 zu zahlen: Entsprechend dem Sachverständigengutachten seien - abweichend von 

der Rechnung der Klägerin - als Hauptdiagnose ICD-10-GM N45.0 (Orchitis, Epididymitis und 

Epididymoorchitis mit Abszess) und als Nebendiagnosen ICD-10-GM G20.90 (Primäres Parkin-

son-Syndrom), ICD-10-GM T83.5 (Infektion und entzündliche Reaktion durch Prothese, Implan-

tat oder Transplantat im Harntrakt) und ICD-10-GM R31 (Nicht näher bezeichnete Hämaturie) zu 

kodieren. Als Operationen- und Prozedurenschlüssel (OPS) seien 5-622.1 (Operationen am 

Hoden, skrotal, mit Epididymektomie), 1-846.3 (Diagnostische perkutane Punktion der Harn-

blase) und 5-579.52 (Operative Dehnung der Harnblase, transurethral) zu kodieren. Daraus 

resultiere die abgerechnete DRG M04A. Die Klägerin dürfe sich nachträglich auf die zutreffende 

Kodierung berufen, die Fälligkeit der Forderung beginne aber erst mit diesem Zeitpunkt (Ge-

richtsbescheid vom 18.3.2015). Das LSG hat die Berufung der Beklagten, die sich auf die ver-

meintliche Unzulässigkeit der Nachkodierung gestützt hat, zurückgewiesen (Urteil vom 

24.5.2016).  

 

Die Beklagte wendet sich mit ihrer Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im LSG-

Urteil. 

 

II 

 

Die Beschwerde der Beklagten ist unzulässig und daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 SGG 

iVm § 169 S 3 SGG zu verwerfen. Ihre Begründung entspricht nicht den aus § 160a Abs 2 S 3 

SGG abzuleitenden Anforderungen an die Darlegung der geltend gemachten Revisionszu-
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lassungsgründe der grundsätzlichen Bedeutung (dazu 1.), der Divergenz (dazu 2.) und des 

Verfahrensfehlers (dazu 3.). 

 

1. Wer sich - wie hier die Beklagte - auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung 

der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) beruft, muss eine Rechtsfrage klar formulieren und 

ausführen, inwiefern diese Frage im angestrebten Revisionsverfahren entscheidungserheblich 

sowie klärungsbedürftig und über den Einzelfall hinaus von Bedeutung ist (vgl zB BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 21 S 38; BSG SozR 3-4100 § 111 Nr 1 S 2; s auch BSG SozR 3-2500 § 240 

Nr 33 S 151 f mwN). 

 

Die Beklagte formuliert als Rechtsfragen: 

Frage 1: "Darf die Klägerin auch erst über fünf Jahre nach der Schlussrechnung im Ver-

lauf des Rechtsstreites zur Begründung ihrer Forderung eine nach dem tatsächlichen 

Ablauf unzutreffende Kodierung gegen eine zutreffende Kodierung austauschen, wenn 

sich dadurch die Höhe ihrer Klageforderung nicht ändert?" 

Frage 2: "Steht der Grundsatz der peinlich genauen Abrechnung (bzw. Grundsatz der 

formalen Strenge) einer erst im Rechtsstreit vorgenommenen Nachkorrektur der Kodie-

rung entgegen?" 

 

a) Die Beklagte formuliert mit der ersten Rechtsfrage schon keine Frage, die über den Einzelfall 

hinaus von Bedeutung ist. Die Frage bezieht sich nämlich lediglich auf die Klägerin. Selbst wenn 

man der Formulierung sinngemäß eine allgemein bedeutsame Frage entnehmen wollte, legt die 

Beklagte nicht hinreichend dar, wieso die im Hintergrund sich andeutende Frage nicht bereits 

geklärt ist. Die Beklagte weist selbst darauf hin, dass der erkennende Senat entschieden hat: 

Streitet ein Krankenhaus über die sachlich-rechnerische Richtigkeit der Vergütung und legt es 

hierbei den vollständigen Behandlungsablauf offen, kann es nicht gehindert sein, im Laufe des 

Rechtsstreits zur Begründung seiner Forderung eine nach dem tatsächlichen Ablauf unzutref-

fende Kodierung gegen eine zutreffende Kodierung auszutauschen, soweit nicht gesetzeskon-

formes Vertragsrecht entgegensteht (vgl BSG SozR 4-5560 § 17b Nr 6 RdNr 21). Die Beklagte 

legt nicht schlüssig dar, wieso trotz der klaren Eingrenzung "im Laufe des Rechtsstreits" noch 

Klärungsbedarf zu der Frage bestehen soll, ob der Austausch der Kodierung (der Neben-

diagnosen) "unbegrenzt" während des laufenden Rechtsstreits möglich ist.  

 

Eine Rechtsfrage, über die bereits höchstrichterlich entschieden worden ist, kann dennoch klä-

rungsbedürftig sein, wenn der Rechtsprechung in nicht geringfügigem Umfang widersprochen 

wird und gegen sie nicht von vornherein abwegige Einwendungen vorgebracht werden (vgl zB 

BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 S 19 mwN), was im Rahmen der Beschwerdebegründung eben-

falls darzulegen ist (vgl zum Ganzen auch BSG Beschluss vom 22.12.2010 - B 1 KR 

100/10 B - Juris RdNr 7). Die Beklagte trägt hierzu nichts vor.  
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b) Die Beklagte wirft mit der zweiten Frage keine konkrete Rechtsfrage auf. Die Frage ist derart 

allgemein gehalten, dass sie nicht zur Grundlage der weiteren Prüfung taugt, inwieweit die Be-

klagte die Klärungsbedürftigkeit dargelegt hat (vgl dazu BSG Beschluss vom 23.2.2016 - B 1 KR 

93/15 B - RdNr 9 mwN, nicht veröffentlicht). Soweit die Beklagte sich ergänzend auf ein Urteil 

zum (damaligen) Kassenarztrecht beruft, wonach der Vertrags-(früher: Kassen-)arzt nach § 12 

Nr 2 Ersatzkassenvertrag-Ärzte zu bestätigen hat, dass er die abgerechneten Leistungen per-

sönlich erbracht hat und dass die von ihm eingereichte Abrechnung sachlich richtig ist (BSG 

Urteil vom 18.8.1972 - 6 RKa 27/71 - Juris RdNr 7), legt sie schon nicht dar, wieso diese Rege-

lung für die Krankenhausvergütung gelten soll.  

 

2. Wer sich - wie hier die Beklagte - auf den Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) beruft, muss entscheidungstragende abstrakte Rechtssätze im Urteil des Berufungsge-

richts einerseits und in einem Urteil des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG andererseits 

gegenüberstellen und Ausführungen dazu machen, weshalb beide miteinander unvereinbar sein 

sollen (vgl zB BSG Beschluss vom 19.9.2007 - B 1 KR 52/07 B - Juris RdNr 6) und das Beru-

fungsurteil auf dieser Divergenz beruht (vgl BSG Beschluss vom 14.5.2007 - B 1 KR 

21/07 B - Juris RdNr 9). Erforderlich ist, dass das LSG bewusst einen abweichenden Rechtssatz 

aufgestellt und nicht etwa lediglich fehlerhaft das Recht angewendet hat (vgl zB BSG Beschluss 

vom 15.1.2007 - B 1 KR 149/06 B - RdNr 4; BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 26 S 44 f mwN). Diesen 

Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung der Beklagten nicht. Die Beklagte bezeich-

net schon keinen entscheidungstragenden abstrakten Rechtssatz im Urteil des Berufungsge-

richts. Der von ihr als Rechtssatz bezeichnete Satz ist unvollständig und ergibt deshalb keinen 

Sinn. Selbst wenn man unter Berücksichtigung des Vortrags in Parallelverfahren (vgl etwa 

Beschluss vom 26.7.2016 - B 1 KR 50/16 B) und unter Heranziehung des LSG-Urteils den Satz 

vervollständigte, führte dies nicht zur Bezeichnung eines entscheidungstragenden abstrakten 

Rechtssatzes im Urteil des Berufungsgerichts, sondern lediglich zu einem konkreten 

Rechtssatz, der sich auf die Klägerin bezieht. 

 

3. Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der Verfahrensmangel 

kann nicht auf eine Verletzung von § 109 SGG und § 128 Abs 1 S 1 SGG (Grundsatz der freien 

richterlichen Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG (Amtsermittlungsgrund-

satz) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne 

hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Um einen Verfahrensmangel in diesem Sinne geltend 

zu machen, müssen die Umstände bezeichnet werden, die den entscheidungserheblichen Man-

gel ergeben sollen (vgl zB BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 36). Daran fehlt es. 

 

Die Beklagte beruft sich auf einen Verstoß gegen das Verbot unzulässiger Klageänderung (§ 99 

Abs 1 SGG). Sie legt aber schon nicht schlüssig dar, wieso die Klägerin mit Blick auf das unver-

ändert zugrunde gelegte Behandlungsgeschehen nicht lediglich ohne Änderung des Klage-
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grunds ihre rechtlichen Ausführungen zur Kodierung berichtigt hat (vgl § 99 Abs 3 Nr 1 SGG). 

Ein solches Verhalten ist nach dieser Regelung nicht als eine Änderung der Klage anzusehen. 

 

4. Der Senat sieht von einer weiteren Begründung ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 197a Abs 1 S 1 Teils 3 SGG iVm § 154 Abs 2 VwGO, 

diejenige über den Streitwert auf § 197a Abs 1 S 1 Teils 1 SGG iVm § 63 Abs 2 S 1, § 52 Abs 1 

und 3, § 47 Abs 1 und 3 GKG. 
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